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EU-Beitritt
Am 1. Mai 2004 tritt Polen der Europäi-
schen Union bei. Damit beginnt eine
neue Phase der bilateralen Beziehungen.
Deutschland und Polen sind jetzt
gemeinsam Partner in der EU. Beide
Länder versprechen sich eine Vertiefung
der bilateralen Zusammenarbeit im poli-
tischen, wirtschaftlichen, kulturellen und
zivilgesellschaftlichen Bereich. 

Politische Gesten
Auf politischer Ebene wird diese neue
Qualität der Nachbarschaft mit symboli-
schen Gesten betont. Der im Mai 2004
gewählte Bundespräsident Horst Köhler
unternimmt seine erste Auslandsreise
nach Polen und nicht wie bisher üblich
nach Paris.

Verstärkte Zusammenarbeit
Im November 2004 besucht Bundes-
kanzler Gerhard Schröder den polni-
schen Ministerpräsidenten Marek Belka.
Bei diesem Treffen wird die Einrichtung
von „Koordinatoren für die deutsch-pol-
nische zwischengesellschaftliche und
grenznahe Zusammenarbeit“ beschlos-
sen. Irena Lipowicz und Gesine Schwan
übernehmen diese Aufgabe.

Przystąpienie do UE 
1 maja 2004 r. Polska zostaje członkiem
Unii Europejskiej. Tym samym zaczyna
się nowa faza stosunków dwustronnych.
Polska i Niemcy są teraz partnerami
w ramach Unii Europejskiej. Oba kraje
dążą do pogłębienia współpracy bilateral-
nej w sferze polityki, gospodarki, kultury
i stosunków społecznych. 

Polityczne gesty 
Nową jakość stosunków sąsiedzkich pod-
kreślają symboliczne gesty na płaszczyź-
nie politycznej. Celem pierwszej podróży
zagranicznej wybranego w maju 2004 r.
prezydenta RFN Horsta Köhlera jest
Warszawa, a nie jak dotychczas Paryż. 

Wzmocnienie współpracy 
W listopadzie 2004 r. kanclerz Gerhard
Schröder składa wizytę premierowi Mar-
kowi Belce. Podczas spotkania polityków
zapada decyzja o powołaniu koordynato-
rów do spraw polsko-niemieckich kon-
taktów społecznych i współpracy przy-
granicznej. Funkcje te obejmują Irena
Lipowicz i Gesine Schwan. 
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räumte vor den Gräben der Vergangenheit
und emotionalen Schwierigkeiten. Es war
eine ebenso pragmatische wie moralische
Wahl, die da getroffen wurde. Die Verträge
von 1990 und 1991 (über die Grenze und
die gutnachbarlichen Beziehungen) schu-
fen die Grundlagen einer auf NATO- und
EU-Beitritt gerichteten Außenpolitik, aber
die Akzeptanz dieses im buchstäblichen
wie übertragenen Sinne „über Deutsch-
land“ führenden Weges erforderte auch
eine neue Sicht auf die Geschichte der
Beziehungen unserer beiden Völker. Ohne
die Debatte über die Vertreibung der Deut-
schen, ohne Infragestellung des Mythos
der tausendjährigen Feindschaft, ohne poli-
tische Gesten der Versöhnung hätte diese
intellektuelle und geopolitische Reorien-
tierung Polens nicht erfolgreich sein kön-
nen. Ebenso wie es beispielsweise unreali-
stisch gewesen wäre, die Unabhängigkeit
der Ukraine als Ziel polnischer Staatsrä-
son auf die Tagesordnung zu setzen, ohne
die historische Aufarbeitung des ukraini-
schen Kapitels in unserer Geschichte zu
vollziehen. 

Diese doch wohl offensichtlichen Tatsa-
chen muss man sich ins Gedächtnis rufen,
denn gerade die angeblichen Fehler bei der
politischen Aufarbeitung der Geschichte in
Polen sowie die angebliche übermäßige
Nachgiebigkeit gegenüber dem deutschen
Nachbarn werden von den jetzigen Kriti-
kern als fundamentale Schwächen der
Deutschlandpolitik der Dritten Republik
angesehen. Die These von den Fehlern bei
der politischen Bewältigung der Historie ist
– nomen est omen – ahistorisch. Zwar
muss man einräumen, dass die spezifische
Ungleichzeitigkeit im Umgang mit der
jeweils eigenen Geschichte in Polen und
Deutschland heute das schwerste Problem
in der gegenseitigen Kommunikation dar-
stellt. Während die Polen die dunklen Sei-
ten ihrer Geschichte aufdecken (siehe die
Diskussion über Jedwabne, vorher über die
Vertreibung und die „Aktion Weichsel“),
beginnen die Deutschen gerade ihr Augen-
merk auf solche Ereignisse und histori-
schen Prozesse zu richten, die ihnen
zumindest nicht zur Unehre gereichen (das
Attentat auf Hitler, die Debatten über die
deutschen Opfer von Vertreibung und
Bombenangriffen). Daher vor allem rührt
der Eindruck von der Relativierung des Bil-
des vom Zweiten Weltkrieg, das die Polen
so sehr beunruhigt. Daraus jedoch den
Schluss zu ziehen, dass der aktuelle Pro-
zess der Vergangenheitsbewältigung in
Polen zu weit gehe oder den polnischen
Interessen schade, führt in die Irre, denn
dies ignoriert deren grundlegende Bedeu-
tung für die neue polnische Staatsräson. 

Auch die These von der Nachgiebigkeit
gegenüber Deutschland hält einer kriti-

es doch, der uns im Streit um das Zentrum
gegen Vertreibungen in eine Defensivposi-
tion gebracht hat. Die Ursache dafür war –
trotz der Warnungen von Experten (wie
zum Beispiel von Janusz Reiter), das Feh-
len jedweder Gegeninitiative von polni-
scher Seite, als dafür noch Zeit war. Und
das nicht aus Nachgiebigkeit, sondern aus
Nachlässigkeit und Gleichgültigkeit. Beleg
für letzteres ist auch die Tatsache, dass
Polen in fünfzehn Jahren nicht einen einzi-
gen(!) Politiker hervorgebracht hat, der sich
über die so genannte deutsche Kompetenz
öffentlich profiliert hätte. In dieser Situa-
tion von einer prodeutschen Lobby in Polen
zu reden, wie dies oft am Rednerpult des
Sejm unterstellt wird, kann man nur als
schlechten Scherz bezeichnen. 

Noch etwas vergessen die Kritiker der bis-
herigen Deutschlandpolitik: Vorschläge zu
machen für ein Alternativkonzept zu jener
Politik, die als Antwort auf die Probleme
und Herausforderungen taugte, welche in
den nächsten fünfzehn Jahren auf beide
Länder warten. Zweifellos machen die
deutschen Partner in letzter Zeit die For-
mulierung eines solchen Programms, um

es vorsichtig auszudrücken, nicht leicht.
Der außenpolitische Kurs der Regierung
Schröder (und das betrifft auch die Opposi-
tion), bei dem die polnischen Angelegen-
heiten zu häufig innenpolitischen Interes-
sen untergeordnet werden (siehe die The-
men Zentrum gegen Vertreibungen und
Preußische Treuhand), stellt diesbezüglich
keine besondere Ermutigung dar. Es liegt
jedoch im Interesse Polens (und nicht nur
in seinem), das in den letzten Jahren ange-
häufte Potential deutsch-polnischer Kon-
takte, Interessen und des gegenseitigen
Interesses aneinander unter den neuen
Bedingungen nutzbar zu machen. Doch
statt einer vernünftigen Idee für eine posi-
tive polnische Deutschlandpolitik erleben
wir ein Festival der Emotionen, bei dem die
Mehrheit im Sejm zur Geisel einer laut-
starken populistischen Minderheit wird,
die dafür plädiert, die Ära der Nachsicht zu
beenden und die Probleme von nun an
dadurch zu lösen, dass man mit der Faust
auf den Tisch haut. Die Sejm-Resolution zu
den Reparationen ist dafür bezeichnend.
Und das nicht nur deswegen, weil das pol-

schen Überprüfung nicht stand. Nur dank
der Entschiedenheit der Regierung Mazo-
wiecki gelang es in der heißen Phase der
deutschen Vereinigung die endgültige,
auch international juristisch abgesicherte
Anerkennung der deutsch-polnischen
Grenze durch die Bundesrepublik Deutsch-
land zu erreichen. Das von Anhängern die-
ser These aufgebrachte Thema einer
ungleichgewichtigen Regelung bezüglich
der nationalen Minderheiten im bilateralen
Vertrag von 1991 beruht jedoch auf fal-
schen Grundannahmen. Dass die Polen in
Deutschland nicht den gleichen Status
erhalten haben wie die Deutschen in Polen,
resultiert nicht aus einer Fehleinschätzung
der Bedeutung des Problems durch die pol-
nische Seite, sondern vor allem aus dem
völlig unterschiedlichen Charakter der bei-
den Minderheiten. Für einen rechtlichen
Schlussstrich unter die Vermögensangele-
genheiten – der nächste, heute oft geäußer-
te Vorwurf – gab es damals keine Chance.
Ein Beharren auf dieser Forderung hätte
das gesamte Vertragswerk gefährdet. Darü-
ber, ob man während der EU-Beitrittsver-
handlungen einen härteren Standpunkt

gegenüber der deutschen Seite hätte ein-
nehmen sollen, kann man natürlich disku-
tieren. Doch darf man dabei nicht die
ungleich gewichteten Potentiale und Posi-
tionen beider Staaten in diesem Prozess
vergessen, selbst wenn man Anhänger
eines Vabanquespiels mit den eigenen
Möglichkeiten ist. 

In Wirklichkeit sind es keineswegs eine
falsche Aufarbeitung der Vergangenheit
oder eine mit Komplexen behaftete Unselb-
ständigkeit, die die bisherige Bilanz der
Deutschlandpolitik der Dritten Republik
belasten. Die Ursachen der gegenwärtigen
Misere in den deutsch-polnischen Bezie-
hungen sind in Fehlern völlig anderer Art
zu sehen, nämlich im mangelnden Engage-
ment der polnischen Eliten bei den deut-
schen Themen und ihrer – trotz einiger
leuchtender Ausnahmen älteren Datums –
unzureichenden Kompetenz auf diesem
Gebiet. Ein gutes Beispiel dafür bietet eben
die politische Aufarbeitung der Geschichte:
gerade der Mangel an Reflexion über die
Verantwortung Polens und der Polen für
den Verlauf der Umsiedlungsaktionen war
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Zweifellos spielt in dem heftigen Streit
über die Ausgestaltung der polnischen
Demokratie und ihres öffentlichen Lebens
die internationale Politik eine immer expo-
niertere Rolle. Wir konnten dies wahrneh-
men bei der Diskussion über den EU-Ver-
fassungsvertrag, besonders was einen
Aspekt betrifft, nämlich die unversöhnliche
Haltung der polnischen Regierung zum
Abstimmungsmodus von Nizza. Härte bei
der Durchsetzung der eigenen nationalen
Interessen, Kompromisslosigkeit und Kon-
fliktbereitschaft sollen die neuen Determi-
nanten einer erwachsen gewordenen und
von Komplexen befreiten Politik sein. Und
früher wie heute tönen die Stimmen
besonders laut, die das Konzept der polni-
schen Deutschlandpolitik anprangern, das
von den Regierungen Mazowiecki und Bie-
lecki erarbeitet und von den nachfolgenden
Kabinetten fortgeführt wurde. Dass beides
zusammenfällt – die Debatte darüber, dass
sich die Formel von der Dritten Republik
verbraucht habe, sowie die Kritik an der
Deutschlandpolitik der vergangenen fünf-
zehn Jahre – ist nicht verwunderlich. In der
Außenpolitik stellte gerade die 1989-91
vollzogene Wende in den Beziehungen zu
Deutschland das unbestrittene Fundament
der Dritten Republik dar, und deshalb steht
diese heute mit ihr zusammen auf dem
Prüfstand. 

Obwohl oder vielleicht gerade weil es heu-
te unpopulär ist, sollte in Erinnerung geru-
fen werden, worauf diese Wende im Den-
ken über Deutschland basierte. Ihre
Antriebsfeder in der Zeit der deutschen
Vereinigung war die Überzeugung, dass
wir zum erstenmal in der Geschichte mit
unserem westlichen Nachbarn im selben
Boot sitzen. Die Überwindung der Teilung
Deutschlands und die Wiedererlangung
der polnischen Souveränität war Ergebnis
ein- und desselben Prozesses, nämlich der
Beendigung des Kalten Krieges, an dem
beide Völker ihren unbestreitbaren Anteil
hatten. Dass die deutsche Vereinigung und
die NATO-Mitgliedschaft ganz Deutsch-
lands von Polen unterstützt wurde, war
auch Ausdruck einer geopolitischen Reo-
rientierung von historischer Tragweite.
Erst nach 1989 vollzogen die polnischen
Eliten die tatsächliche „Wendung nach
Westen“. Vorher war, zumindest in der
Zwischenkriegszeit, der Wunsch nach
einer kulturellen Zugehörigkeit zum West-
en keineswegs so klar, und in der Außen-
politik herrschte die durch die internationa-
le Situation begründete Überzeugung vor,
Polen befinde sich zwischen zwei Feinden,
nämlich Deutschland und Russland. Die
Änderung dieses Paradigmas nach 1989
war nur möglich, weil man auf Deutsch-
land setzte und der Entwicklung gutnach-
barlicher Beziehungen den Vorrang ein-

Mangel an Engagement
Die Deutschlandpolitik der Dritten Polnischen 

Republik auf dem Prüfstand

Piotr Buras

Der Streit um Entschädigungen für die Vertriebenen und um deutsche Kriegsre-
parationen zieht in Polen immer weitere Kreise. Mit dem Sejm-Beschluss ist er
endgültig aus dem Schatten juristischer Erwägungen über die Rechtmäßigkeit
von Ansprüchen der einen oder anderen Seite und die Erfolgschancen dieser oder
jener Klagen getreten. Heute haben wir es mit einer echt nationalen Debatte zu
tun, in der – nach den zahlreichen Stellungnahmen zu urteilen – Fragen von
Patriotismus, Staatsräson und außenpolitischem Kurs entschieden werden. Die
Debatte ist umso dramatischer, als im Streit um diese Definitionen der Sejm –
einig wie sonst nie – und die Regierung als Exekutive auf verschiedenen Seiten
stehen. Durch besondere Aktivität zeichnen sich dabei diejenigen politischen
Kräfte aus, die sich den Bruch mit der Dritten Republik und dem, was sie erreicht
hat, auf ihre Fahnen geschrieben haben. Ist der deutsch-polnische Konflikt um
die Entschädigungen in Wirklichkeit einer der Vorboten einer Vierten Republik? 

Statt einer vernünftigen Idee für eine positive polni-
sche Deutschlandpolitik erleben wir ein Festival der
Emotionen, bei dem die Mehrheit im Sejm zur Geisel
einer lautstarken populistischen Minderheit wird,
die dafür plädiert, die Ära der Nachsicht zu beenden
und die Probleme von nun an dadurch zu lösen, dass
man mit der Faust auf den Tisch haut.
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könnte auch auf diesem Gebiet einem neu-
en „deutschen Weg“ zum Opfer fallen. 

Dass ausgerechnet diejenigen in Berlin,
die sonst nicht müde werden, zu betonen,
deutsche Schicksalsfragen würden in Ber-
lin entschieden und sonst nirgends, näm-
lich Bundeskanzler und Außenminister,
hier so sensibel reagierten, mag verwun-
dern. Viel besser steht es um die innere
Logik von deren Kritikern allerdings auch
nicht: Oft bewiesen diejenigen, die noch in
der Irak-Krise die Bundesregierung kriti-
sierten wegen mangelnden Taktgefühls für
die historisch bedingten Ängste der öst-
lichen Nachbarn vor neuen deutsch-franzö-
sisch-russischen Achsen, plötz-
lich selber eine erstaunli-
che Gelassenheit
gegenüber
den (eben-
falls histo-
r i s c h
beding-
t e n )
Reak-
t i o -
nen

sieren mögen – wichtige Teile der polni-
schen Elite fühlten sich auch im Hinblick
auf Polens Demographie, seine Transfor-
mationsleistungen und seine wirtschaftli-
che Dynamik durchaus erkannt und
geschätzt. Wenn man bedenkt, dass es vor
gut zehn Jahren in eben denselben War-
schauer Kreisen zum guten Ton gehörte,
zu sagen, „der Weg Polens nach Europa
führe über Deutschland“, dann ahnt man
den Wandel, der sich hier vollzieht. 

Die Vergangenheit, die nicht vergehen
will 

Die Frage, wie Polen und Deutsche sich an
ihre gemeinsame und tragische Vergan-
genheit im Zweiten Weltkrieg erinnern,
und was das für die deutsch-polnischen
Beziehungen bedeutet, war der Kern der
Debatte um das Projekt eines Zentrums
gegen Vertreibungen. Über den Verlauf der
Krise ist diesen Sommer genug geschrie-
ben worden; fest steht, dass die Aufmerk-
samkeit in der deutschen Öffentlichkeit
vergleichsweise gering war, während in
Polen ab August zumindest die politisch
Interessierten recht heftig reagierten. 

Erst die Berichte über den Auftritt Frau
Steinbachs in Warschau und die Fotomon-
tage mit Frau Steinbach in SS-Uniform
und Kanzler Schröder in der Zeitschrift
„Wprost“ brachten größere Teile der deut-
schen Öffentlichkeit zum Thema. Die
Debatte um Standort und Finanzierung des
ZgV waren dabei in Wirklichkeit sekundär;
worum es in Polen ging, waren zwei Dinge:
Erstens die Federführung des Projekts
durch Frau Steinbach und den BdV
(nach allem, was Frau Steinbach seit
1998 zum Thema des polnischen
EU-Beitritts und zu Forderun-
gen an Polen gesagt hatte)
und zweitens die Angst,
die bisherige Rück-
sichtnahme der
Deutschen auf
die Gefüh-

(Bundestagswahlkampf!) und trug bekannt-
lich wesentlich zum Wahlsieg 2002 bei. Es
wurde aber auch in Polen schon skeptisch
kommentiert, und jeder, der die besondere
Annäherung Polen-USA seit dem Amtsan-
tritt George W. Bushs beobachtet hatte und
die klassische polnische Vorliebe für Ame-
rika kannte, sah die deutsch-polnische
Divergenz bei diesem Thema kommen. 

Im weiteren Verlauf dieser Krise fühlte
sich die Bundesregierung von Warschau
hintergangen (Brief der Acht), und die pol-
nische Regierung von Deutschland und
Frankreich bevormundet (deutsch-französi-
sche Erklärung zum 40. Jahrestag des Ely-
sée-Vertrages, Chiracs Rüge). Und das
deutsch-französische Zusammenspiel mit
Russland tat ein Übriges dazu, in Polen
allergische Reaktionen auszulösen. Zu
guter Letzt kam die offene Verärgerung
Berlins über das polnische Angebot nach
dem Ende der größeren Kampfhandlun-
gen, gemeinsam Truppen in den Irak zu
schicken. 

Selten klafften Selbstbild und Fremdbild
in den deutsch-polnischen Krisen so aus-
einander wie hier: jede Seite glaubte, von
sich behaupten zu können, aus der
Geschichte gelernt zu haben und eine
gesunde Mischung aus Realismus und Ide-
alismus, sowie das „gute“ Europa zu ver-
körpern. Jede Seite bezichtigte die andere
niederer Motive. Übrigens: Wer immer an
dieser Stelle einwendet, die polnische
Bevölkerung sei ja bekanntlich im Gegen-
satz zur eigenen politischen Elite gegen
den Kriegseinsatz gewesen, dem kann
getrost entgegen gehalten werden, dass der
polnische Widerwillen aus ganz anderen
Motiven (nicht so sehr USA-Kritik) kam,
schwächer war als in Deutschland (keine
Massendemos) und auch anscheinend im
Moment im Sinken begriffen ist, weil man
will, dass die Operation ein Erfolg wird.
Fest steht, dass Polens politische Klasse
sich in ihrer großen Mehrheit ziemlich
einig war. 

Und für diese politische Klasse war das
Aufbegehren gegen den „karolingischen“
Vormachtanspruch in Europa ein Emanzi-
pationsakt, nicht nur in der Sicherheits-
politik. Denn was immer westeuro-
päische Intellektuelle an
Donald Rumsfelds Unter-
scheidung in „altes“
und „neues“
Europa kriti-
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ben? – Nicht allzu viel, das muss man ehrlich
sagen. Das heißt nicht, dass es keine Hoff-
nung gibt. Aber um der Hoffnung eine dau-
erhafte Chance zu geben, muss man ehrlich
genug sein, den Scherbenhaufen erst einmal
anzuerkennen. 

Und der präsentiert sich im Moment so:
Auf keinem der strategischen Schlüsselge-
biete der deutsch-polnischen Partnerschaft
haben Warschau und Berlin echte gemeinsa-
me Interessen, die auch in beiden Ländern
innenpolitisch anerkannt sind. Im Gegenteil,
nach der Erweiterung der EU am 1. Mai
2004 drohen die Interessenkonflikte an Zahl
und Intensität zuzunehmen. Transatlanti-
sche Sicherheit, Erinnerungspolitik, EU-Ver-
fassung: Das sind die akuten Themen von
2003. Andere, wie die finanzielle Solidarität
und die Ostpolitik der erweiterten EU, wer-
den in den nächsten Jahren dazu kommen. 

Die Krise um den Krieg

In der Krise um den Irak-Krieg und um die
richtigen Akzente in der europäisch-atlanti-
schen Sicherheit waren Deutschland und
Polen Exponenten entgegengesetzter Positio-
nen in Europa, trotz aller polnischen
Bekenntnisse zur EU und deutscher Versi-
cherungen transatlantischer Bündnistreue.
Die Bundesregierung hatte frühzeitig, näm-
lich schon Anfang August 2002, klar
gemacht, dass sie sich an keinen bewaffne-
ten Aktionen gegen Saddam beteiligen wür-
de, auch nicht unter einem UN-Mandat. Das
entsprach einer weit verbreiteten Grundstim-
mung in der eigenen Anhängerschaft

Noch einmal die Frage: Was ist dieses Jahr
eigentlich passiert? – Es begann mit der Irak-
Krise, in der die deutsche Linke (und der deut-
sche Osten) die Gelegenheit wahr nahm,
Unverständnis und mehr oder weniger
klammheimliche Verachtung für Polen zu
empfinden. Es folgte im Sommer das bürger-
liche Lager, das beim Thema „Zentrum gegen
Vertreibungen“ (ZgV) gegenüber polnischen
Ängsten und Empfindlichkeiten bestenfalls
die Schultern zuckte und die Augen rollte.
Und zum Jahresende schließlich ist es die
euro-föderalistische Mitte, die glaubt, polni-
sches Verhalten auf der Regierungskonferenz
zur EU-Verfassung mit dem Vorwurf des
Nationalismus und mit einer guten Portion
Überheblichkeit quittieren zu müssen. In
allen drei Fällen fühlten sich große Mehrhei-

ten der politischen Klasse Polens von
Deutschland regelrecht „abgewatscht“.

Und in Deutschland wächst in allen
politischen Lagern der Eindruck,

mit den Polen sei es eben
schwer, und werde noch

schwerer. Ist von der in
den neunziger Jahren

beschworenen Inter-
e s s e n g e m e i n -

schaft über-
haupt etwas

ü b r i g
geblie-

Europäische Verfassung, Zentrum gegen Vertreibungen, Sicherheitspolitik

Die deutsch-polnische Streitgemeinschaft

Roland Freudenstein

„Was ist denn schon groß passiert?“ – fragte neulich ein deutscher Medienkorrespondent in Warschau, „Handel und Inve-
stitionen entwickeln sich weiter, die Regierungen konsultieren sich, und die Städtepartnerschaften und der Jugendaus-
tausch blühen und gedeihen.“  Das stimmt zweifellos. Und dennoch scheint es, als werde das Jahr 2003 als Jahr des Stim-
mungstiefs nach der Wende von 1989 in die Geschichte der deutsch-polnischen Beziehungen eingehen. Zumindest was
die Stimmung in Polen angeht – nicht unbedingt die in Deutschland. Aber damit sind wir schon bei einem Teil des Pro-
blems. Und es ist mindestens einleuchtend, dass sich derartige Stimmungstiefs mittelfristig, wenn sie sich verfestigen, auf
alle Aspekte einer Beziehung negativ auswirken, auch auf die materiellen, und besonders am Vorabend der Osterweite-
rung der EU. 
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tung des Geschichtsbewusstseins unterschätzt wurde. Die These,
Polen könne Kraft aus einem Erfolgsgefühl schöpfen, war riskant.
Nicht deshalb, weil es keinen Erfolg gab, sondern weil dieser im
Bewusstsein der Polen nicht stark genug in Erscheinung verankert
wurde. Leider misslang zur gleichen Zeit die „Modernisierung“ des
Geschichtsbewusstseins, der Versuch, ihm eine Form zu geben, die
für eine freie Gesellschaft, besonders für die junge Generation,
attraktiv gewesen wäre. So erklärt sich das Gefühl vieler Polen, Halt
weder im Erfolg des eigenen Landes (was ein zu kritisches Urteil
darstellt) noch in einem starken Geschichtsbewusstsein finden zu
können. Dieser Misserfolg musste sich auch in den Beziehungen zu
Deutschland negativ niederschlagen. Ein starkes Nationalbewusst-
sein, das sich auf die polnische Geschichte stützte, wurde in den
deutsch-polnischen Beziehungen als unser größter Trumpf angese-
hen. Heute verbreitet sich immer mehr das Gefühl, dass uns mit
ihm etwas abhanden gekommen ist, was von ungeheurem Wert
war. Von daher rühren das Gefühl mangelnder Selbstsicherheit und
der Eindruck, dass wir schwach sind im Verhältnis zu Deutschland.
Es entstand sogar die Befürchtung, die Deutschen könnten diese
Schwäche ausnutzen, indem sie beispielsweise das Projekt von
Erika Steinbach unterstützen. Hinter den heftigen polnischen Reak-
tionen auf das Zentrum gegen Vertreibungen verbergen sich Fru-
stration und das Gefühl, durch eine fehlgeschlagene Vergangen-
heitspolitik eine Niederlage erlitten zu haben. 

Lag der Fehler vielleicht auch darin, dass die polnische
Öffentlichkeit auf dieses Ausmaß an Unverständnis auf
deutscher Seite nicht vorbereitet war, auf das wir im Streit
um das Zentrum gestoßen sind? Haben Sie sich nichts vor-
zuwerfen? 

Ich bin mir dieses Problems bewusst. Bereits seit einiger Zeit habe
ich darüber geschrieben, dass die Geschichte zurückkehrt und wir
uns darauf vorbereiten müssen. Ich habe geglaubt, Polen müsse
gewisse historische Symbole nutzen, um den Stolz auf die eigene
Geschichte zu wecken und deren Bild in Europa zu formen. Eine
besondere Chance bot das Jahr 1999, also der zehnte Jahrestag der
Wende in Europa. Die Ausstellung „Von der Solidarno∂ç bis zur
Wiedervereinigung Deutschlands“, die wir in Berlin organisiert
haben, war ein Versuch, den Deutschen eine Interpretation der
Geschichte anzubieten, in der Polen den ihm gebührenden Platz
einnimmt. Dahinter stand einerseits die Befürchtung, dass wir im
europäischen Bewusstsein an den Rand gedrängt zu werden droh-
ten, andererseits die Überzeugung, die Nichtwürdigung unserer
historischen Verdienste werde in Polen Bitterkeit hervorrufen und
könne zu einer Krise führen.

Es sieht so aus, als hätten wir die Schlacht um die Erinne-
rung an das Wendejahr 1989 verloren. In dem viel beachte-
ten Buch von Gregor Schöllgen über die Außenpolitik der
Bundesrepublik steht das Jahr 1989 nur für den Fall der
Berliner Mauer und die Revolution in der DDR. Mittel- und
Osteuropa hingegen werden nur am Rand abgehandelt...

Das ist wahr. Aber das Problem besteht darin, dass wir uns einem
solchen Geschichtsbild paradoxerweise nur zusammen mit den
Deutschen entgegenstellen könnten. Wir sind nicht stark genug,
um mit unserem eigenen Geschichtsbild die öffentliche Meinung in
anderen Ländern Westeuropas zu beeinflussen. Noch vor einigen
Jahren schien es so, als könnten wir die deutsche Offenheit für
Polen dazu nutzen. Heute gibt es sie in dieser Form nicht mehr.
Anders als es scheint, verbindet uns unser Geschichtsbild in hohem
Maße mit den Deutschen, obwohl sie sich leider daran fast nicht
mehr erinnern. In unserer politischen Elite fehlte hingegen jegli-
ches Verständnis für diese Art zu denken, als es noch Zeit war zum
Handeln. 

Kommen wir zurück auf die Diskussion über das Zentrum:
etwas mehr Sensibilität für unser historisches Gedächtnis –
zumindest im Bezug auf den Zweiten Weltkrieg – hätten wir
doch wohl von den Deutschen erwarten können, oder? 

In Deutschland vollzieht sich eine Änderung des Umgangs mit der
Geschichte, die uns beunruhigen kann. In gewissem Sinne ist das
ein unvermeidbarer Prozess. Das Bild von der Geschichte unterliegt
im Laufe der Zeit einer Vereinfachung, bestimmte Fragmente oder
Striche verblassen. Heute ist es so, dass in diesem deutschen Bild
ein paar dicke Striche übrig geblieben sind, die die Deutschen
anscheinend für ausreichend halten, wir jedoch keinesfalls. Auch
ich bin enttäuscht darüber, glaube aber, dass wir eher darauf hätten
reagieren sollen. 

Wird die gegenseitige Enttäuschung voneinander auch das
sein, was in den deutsch-polnischen Beziehungen vom
Streit um das Zentrum gegen Vertreibungen bleiben wird? 

Für ein Resümee ist es noch zu früh. Eine mögliche Bilanz ist die,
dass der Streit sich gelohnt hat, weil er den Deutschen Probleme
bewusst gemacht hat, die sie vorher nicht bemerkt haben und weil
sie daraus die entsprechenden Schlussfolgerungen ziehen. Die
zweite Variante geht mehr oder weniger so: unsere Anstrengungen
hinterlassen bei den Deutschen keinen größeren Eindruck, in ihrem
Gedächtnis bleibt nur die Erinnerung an einen weiteren Streit, in
dem – ihrem Gefühl nach – die Polen sich wieder misstrauisch
gezeigt haben und nicht bereit waren, die deutschen Beweggründe
zu verstehen. Leider sehe ich mehr Anzeichen, die für diese zweite
Interpretation sprechen. Auf unserer Seite gibt es die Überzeugung,
dass die Deutschen mit dem Problem des Zentrums selbst zurecht-
kommen müssen, weil sie es auch selbst geschaffen haben. Ich
fürchte, dass das zu einfach ist. Auf Seiten der Befürworter des Zen-
trums sind nicht nur politische Zyniker. Wenn jemand wie Rupert
Neudeck, ein phantastischer Mensch, der Flüchtlingen und Kriegs-
opfern auf der ganzen Welt hilft und überdies Polen gegenüber
außerordentlich freundschaftlich eingestellt ist, mir die Motive sei-
ner Unterstützung für das Zentrum erklärt, dann kann ich nicht
sagen, ich will das nicht hören. Ich muss seine Gründe verstehen,
um ihm erklären zu können, warum ich sie nicht teilen kann. Wenn
es diese Bereitschaft auf unserer Seite nicht gibt, dann werden wir
verlieren. Die Reihen der Leute, die in Deutschland vorbehaltlos auf
unserer Seite sind, haben sich in letzter Zeit gelichtet. Unsere Stra-
tegie darf nicht darauf basieren, dass sich diese Angelegenheit,
solange SPD und Grüne regieren, irgendwie entschärfen lässt. Und
wenn die Christdemokraten an die Macht kommen? Es wäre fatal,
wenn dieser Streit dazu führte, dass das Vertrauen zwischen Polen
und diesem wichtigen Teil der deutschen politischen Elite verloren
ginge. Wir brauchen die CDU dringend als Partner! In manchen
Dingen steht sie uns sogar näher als die SPD. 
Ein anderes Problem ist die Frage, wie lange wir in den Beziehun-
gen zu Deutschland mit ihrer besonderen historischen Sensibilität
oder sogar ihrem Schuldgefühl rechnen dürfen. Nehmen wir zum
Beispiel die deutsch-jüdischen Beziehungen. Die Juden sind die
letzte Gruppe, die sich auf das deutsche Schuldgefühl berufen kann.
Aber auch dies – soviel ist deutlich – wird ja immer schwieriger. Wir
müssen daraus Schlüsse ziehen für den Dialog mit Deutschland.
Die Diskussion über das Zentrum gegen Vertreibungen bietet reich-
lich Stoff zum Nachdenken. Meiner Ansicht nach wäre es das Wich-
tigste, den Deutschen klarzumachen, warum dieses Projekt für uns
nicht annehmbar ist. Das kann nur gelingen, wenn wir sie gleich-
zeitig überzeugen, dass unsere Vorbehalte nicht gegen die deut-
schen Vertriebenen als Ganzes gerichtet sind. Es gibt keinerlei
Grund, sich gegenüber diesen Menschen feindselig oder auch nur
misstrauisch zu verhalten. Das sind alte Menschen, die wollen, dass
ihre Leiden auch von der deutschen Gesellschaft anerkannt werden.

DIALOG 65 (2003/2004)
48

Wie soll man das definieren, was heute in den deutsch-pol-
nischen Beziehungen geschieht? Haben wir es mit einer Kri-
se zu tun? Oder ist es angemessener, von einem Familien-
streit oder vorübergehenden Missverständnissen zu spre-
chen? 

Der erste Begriff erscheint mir treffender. Jeder andere vermittelt
nur die Illusion, es gehe hier um etwas nicht Ernstzunehmendes
oder Vorübergehendes. Ich behaupte sogar, das ist die schwerste
Krise in den deutsch-polnischen Beziehungen seit dem Konflikt in
der Grenzfrage 1990. Natürlich beruht sie in hohem Maße auf der
Unfähigkeit, Verständnis füreinander aufzubringen. Aber ich habe
schon vor längerer Zeit festgestellt, dass der tatsächliche Zustand
der deutsch-polnischen Beziehungen schlechter ist, als offiziell
erklärt wird. Erst in diesem Jahr sind jedoch die Voraussetzungen
dafür geschaffen worden, sich davon wirklich zu überzeugen. Die
gegenwärtige Krise hat einen psychologischen Hintergrund. Kurz
und knapp kann man das so erklären: die Deutschen verstehen die
Polen nicht mehr, und die Polen vertrauen den Deutschen nicht
mehr. Auf der deutschen Seite herrschte in den letzten Jahren eine
gewisse Selbstzufriedenheit. Das polnische Thema schien abgehakt
zu sein. Daran war auch etwas Wahres, denn wir haben schließlich
einen gemeinsamen Erfolg errungen: die Aufnahme Polens in die
NATO und EU ist ja beachtenswert. Doch es war schon seit länge-
rem zu beobachten, dass die Schwäche unserer Beziehungen nach
Erreichen dieses gemeinsamen Ziels offenbar werden würde.

Heißt das, dass die „deutsch-polnische Interessengemein-
schaft“ in Wirklichkeit nur ein einziges gemeinsames Inter-
esse hatte: den Beitritt Polens zur EU? 

Das ist in der Tat die Hauptursache des Zustandes, wie wir ihn heu-

te haben. Als die Beitrittsfrage dominierte, strebten die Deutschen
mit der ihnen eigenen Entschlossenheit nach der Realisierung die-
ses strategischen Ziels, ohne sich von diversen Widrigkeiten ent-
mutigen zu lassen, auch nicht in den Beziehungen zu Polen. Alles
andere rückte in den Hintergrund. Wir haben so getan, als gäbe es
keine anderen Themen. Für uns war die Einstellung gegenüber den
polnischen EU-Bestrebungen das Hauptkriterium für die Bewer-
tung aller unserer Partner in der Außenpolitik. Deutschland schnitt
dabei sehr gut ab. Heute lässt sich dieser Bewertungsmaßstab nicht
mehr anwenden. So gesehen ist jetzt gewissermaßen die Stunde der
Wahrheit gekommen. 

Dass sie in der Europapolitik kommen würde, war sozusagen
vorprogrammiert. Bezieht sich diese Bewertung auch auf die
politische Vergangenheitsbewältigung? War die Überra-
schung über den Streit um das Zentrum gegen Vertreibun-
gen nicht Ausdruck des naiven Glaubens, der Versöhnungs-
prozess habe das „geschichtliche“ Kapitel der deutsch-pol-
nischen Beziehungen endgültig abgeschlossen? 

Die beunruhigenden Signale wurden auf beiden Seiten unter-
schätzt. Sie tauchten in Bereichen auf, die von den bilateralen Bezie-
hungen zwischen Polen und Deutschland scheinbar weit entfernt
waren. Auf polnischer Seite hatten wir die Diskussion über den
Stand des polnischen Geschichtsbewusstseins. Anfang der neunzi-
ger Jahre gab es, vor allem unter den liberalen Eliten, die Sehnsucht
danach, so aufzutreten wie „normale“ europäische Länder. Es ging
darum, nicht länger zurückzublicken und moralischen Halt in der
Vergangenheit zu suchen, sondern endlich Erfolge in der Gegen-
wart einzufahren und auf diesen die Identität der Dritten Republik
aufzubauen. Das war richtig, führte aber auch dazu, dass die Bedeu-

„Die Deutschen verstehen
die Polen nicht mehr, und
die Polen vertrauen den
Deutschen nicht mehr“

DIALOG-Gespräch mit Janusz Reiter, Präsident des Zentrums für Internationale Beziehungen 
in Warschau und ehemaliger polnischer Botschafter in Deutschland 
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Jak okre∂liç to, co dzieje si∑ dzisiaj w stosunkach polsko-
niemieckich? Czy mamy do czynienia z kryzysem? Mo†e
bardziej adekwatne jest mówienie o k¬ótni w rodzinie bådΩ
przej∂ciowych nieporozumieniach? 

Ten pierwszy termin wydaje mi si∑ jednak najbardziej w¬a∂ciwy.
Ka†dy inny tworzy tylko iluzj∑, †e jest to co∂ niepowa†nego lub
przej∂ciowego. Powiem wi∑cej: to najpowa†niejszy kryzys w sto-
sunkach polsko-niemieckich od czasu spi∑cia w kwestii granicy w
1990 roku. Oczywi∂cie, w du†ej mierze polega on w¬a∂nie na nie-
zdolno∂ci do wzajemnego zrozumienia. Ale ja ju† dawno twier-
dzi¬em, †e rzeczywisty stan stosunków
polsko-niemieckich jest gorszy ni† ten
oficjalnie deklarowany. Dopiero w tym
roku powsta¬y natomiast warunki, by si∑
o tym przekonaç. Dzisiejszy kryzys ma
pod¬o†e psychologiczne. W najwi∑kszym
skrócie mo†na obja∂niç to tak: Niemcy
przestali rozumieç Polaków, a Polacy nie
ufajå ju† Niemcom. Po stronie niemiec-
kiej panowa¬ w ostatnich latach stan
samozadowolenia. Sprawa polska wyda-
wa¬a si∑ za¬atwiona. By¬o w tym troch∑
prawdy, bo w koµcu odnie∂li∂my wspólny
sukces:  przyj∑cie Polski do NATO i UE
to nie byle co. Jednak ju† od dawna by¬o
widaç, †e gdyby usunåç ten wspólny cel,
okaza¬oby si∑, †e nasze stosunki så
bardzo s¬abe... 

Czy oznacza to, †e „polsko-niemiec-
ka wspólnota interesów” by¬a w rze-
czywisto∂ci wspólnotå jednego
interesu: przyståpienia Polski do Unii
Europejskiej?

To jest w¬a∂nie g¬ówna przyczyna stanu, który dzisiaj mamy. Gdy
dominowa¬a kwestia akcesji, Niemcy z w¬a∂ciwå im stanowczo∂ciå
då†yli do realizacji tego strategicznego celu nie zra†ajåc si∑ ró†nymi
przeciwieµstwami, tak†e w stosunkach z Polskå. Wszystko inne
schodzi¬o na dalszy plan. Udawali∂my wr∑cz, †e innych spraw nie
ma. Po naszej stronie stosunek do polskich ambicji europejskich
by¬ g¬ównym kryterium oceny wszystkich partnerów w polityce
zagranicznej. Niemcy wypada¬y tu bardzo dobrze. Dzi∂ jednak nie
sposób ju† pos¬ugiwaç si∑ tym kryterium. W tym sensie nasta¬a
swego rodzaju godzina prawdy. 

Jej nadej∂cie w polityce europejskiej by¬o niejako zapro-
gramowane. Czy ta ocena odnosi si∑ te† do polityki histo-
rycznej? Czy zaskoczenie, z jakim przyj∑li∂my spór o Cen-
trum przeciwko Wyp∑dzeniom, nie by¬o ∂wiadectwem
naiwnej wiary, †e proces pojednania na dobre zamknå¬
„historyczny” rozdzia¬ stosunków polsko-niemieckich? 

Niepokojåce sygna¬y by¬y po obu stronach lekcewa†one. Mia¬y swo-
je Ωród¬o w procesach pozornie odleg¬ych od dwustronnych relacji
mi∑dzy Polskå a Niemcami. Po polskiej stronie mieli∂my dyskusj∑
o stanie polskiej ∂wiadomo∂ci historycznej. Na poczåtku lat 90.,

g¬ównie w elitach liberalnych, istnia¬a t∑sknota za tym, by
post∑powaç tak jak „normalne” kraje europejskie. Chodzi¬o o to, by
zamiast oglådaç si∑ za siebie i szukaç moralnego oparcia w prze-
sz¬o∂ci, zaczåç wreszcie odnosiç sukcesy i na nich budowaç
to†samo∂ç III RP. By¬o to s¬uszne, ale prowadzi¬o tak†e do pewnego
zlekcewa†enia znaczenia ∂wiadomo∂ci historycznej. Teza, †e Polska
mo†e czerpaç si¬y z poczucia sukcesu by¬a ryzykowna. Nie dlatego,
†e nie by¬o sukcesu, lecz dlatego †e nie zaistnia¬ on wystarczajåco
mocno w ∂wiadomo∂ci Polaków. Niestety, jednocze∂nie nie uda¬a si∑
„modernizacja” ∂wiadomo∂ci historycznej, to znaczy próba nadania

jej takiego kszta¬tu, który by¬by atrakcyjny
dla wolnego spo¬eczeµstwa, a zw¬aszcza
dla jego m¬odszych pokoleµ. Ståd poczu-
cie wielu Polaków, †e nie majå oparcia ani
w sukcesie w¬asnego kraju (co jest zbyt
krytycznå ocenå), ani w silnej ∂wiado-
mo∂ci historycznej. To niepowodzenie
musia¬o si∑ odbiç negatywnie na stosun-
kach z Niemcami. Silna to†samo∂ç naro-
dowa oparta na historii by¬a d¬ugo
uwa†ana za nasz powa†ny atut w relacjach
polsko-niemieckich. Dzisiaj coraz po-
wszechniejsze jest poczucie, †e wyzby-
li∂my si∑ czego∂, co by¬o ogromnå war-
to∂ciå. Ståd to poczucie braku pewno∂ci
siebie i przekonanie, †e jeste∂my s¬abi w
stosunku do Niemców. Ma¬o tego, po-
wsta¬a obawa, †e s¬abo∂ç t∑ mogå wyko-
rzystaç Niemcy, na przyk¬ad forsujåc pro-
jekt Eriki Steinbach. W polskich gwa¬-
townych reakcjach na Centrum przeciwko
Wyp∑dzeniom ujawnia si∑ frustracja i
poczucie kl∑ski spowodowane nieumie-
j∑tnå politykå historycznå.

Mo†e b¬åd polega¬ te† na tym, †e nie przygotowano polskiej
opinii publicznej na ten potencja¬ niezrozumienia po stronie
niemieckiej, z jakim zetkn∑li∂my si∑ w sporze o Centrum?
Nie ma Pan sobie nic do zarzucenia? 

Dostrzegam ten problem. Od pewnego czasu pisa¬em o tym, †e
historia wraca i musimy si∑ na to przygotowaç. Uwa†a¬em, †e
Polska powinna wykorzystaç pewne symbole historyczne do budze-
nia dumy z w¬asnej historii i kszta¬towania jej wizerunku w Euro-
pie. Szczególnå szanså by¬ rok 1999, czyli dziesiåta rocznica
prze¬omu w Europie. Wystawa „Od ‘Solidarno∂ci’ do zjednoczenia
Niemiec”, którå zorganizowali∂my w Berlinie, by¬a próbå zapro-
ponowania Niemcom takiej interpretacji historii, w której Polsce
przypada nale†ne jej miejsce. Sta¬a za niå z jednej strony obawa, †e
grozi nam marginalizacja z punktu widzenia ∂wiadomo∂ci europej-
skiej. Z drugiej za∂ przekonanie, †e niedocenianie naszych racji
historycznych b∑dzie wywo¬ywaç w Polsce gorycz i mo†e doprowa-
dziç do kryzysu. 

Wyglåda na to, †e batali∑ o 1989 rok przegrali∂my. Na
przyk¬ad w wydanej w tym roku w Niemczech g¬o∂nej
ksiå†ce Gregora Schöllgena o polityce zagranicznej RFN,
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Davor müssen wir uns nicht fürchten. Schwierig wird es jedoch mit
der Zustimmung zu einer politischen Instrumentalisierung dieser
Leiden. Kaum zustimmen kann man auch einer Sicht der Vertrei-
bungen als Schlüssel zum Verständnis des 20. Jahrhunderts, insbe-
sondere des Zweiten Weltkrieges. In Deutschland gibt es dazu eine
starke Tendenz, auch unter ernstzunehmenden Leuten. Mit ihnen
muss man sich auseinandersetzen. Aber das muss auch in Deutsch-
land gemacht werden, was natürlich wesentlich schwieriger ist, als
die eigenen Leute vor Ort, in Polen, zu überzeugen. 

Der Konflikt um das Zentrum ist vorläufig abgeklungen. Für
die deutsch-polnischen Beziehungen wird vielleicht der
Konflikt um die Zukunft der Europäischen Union noch
bedeutsamer sein. Hinter der Debatte um die Beschlüsse
von Nizza stecken jedoch Grundsatzfragen: die Gewaltentei-
lung in der EU, die Beziehungen zwischen großen und klei-
nen Ländern, die Integration von 25 Staaten in die EU. Muss
uns die – vor allem in Frankreich und Deutschland – offen-
sichtliche Tendenz zur Beschleunigung der Integration und
zur Schaffung eines „europäischen Kerns“ beunruhigen? 

Deutschland will am
fortgeschrittenen Inte-
grationsprozess teil-
nehmen und zugleich
seine Autorität in Euro-
pa unter anderem dar-
aus beziehen, dass es
ein Land ist, welches
seine Nachbarn im
Osten versteht. Auf die-
se Kompetenz sollte es
meiner Meinung nach
nicht verzichten. Im
Tandem mit Frank-
reich haben die Deut-
schen sehr stark das
französische Denken
übernommen und auf
diese Weise dessen
Effektivität geschadet.
Der Wert dieses Tan-
dems basierte doch
immer darauf, dass beide Länder die in Europa vorhandenen unter-
schiedlichen Denkweisen und manchmal sogar Interessen reprä-
sentierten. Darin bestand der Wert ihrer Kompromisse. Die Deut-
schen brachten eine Perspektive ein, die der unsrigen näher steht
(zum Beispiel in der Sicherheitspolitik). Die Irak-Politik hat den
Spielraum der deutschen Politik eingeschränkt und diese stark an
die französische Politik gebunden. Seitdem trennt das Tandem
Europa mehr, als dass es verbindet. Ich hoffe, dass sich diese Situa-
tion bald ändern wird. Deutschland ist ein Land, das Brücken bauen
sollte zwischen der Gruppe der westeuropäischen Länder (Frank-
reich) und den östlichen Nachbarn (vor allem Polen). Es wäre gut,
wenn die deutsche Politik diese Funktion weiter ausfüllen würde.
Polen wiederum muss keineswegs ein „Bremsklotz“ für die politi-
sche Integration sein. Natürlich ist das unsere Wahl, aber Deutsch-
land kann sie uns entweder erleichtern oder erschweren. 

Haben unsere besonderen Beziehungen zu Deutschland
eine Zukunft in der EU? Wir beobachten heute eine pol-
nisch-spanische Annäherung auf der Regierungskonferenz,
gemeinsam mit Großbritannien bilden wir den „pro-atlanti-
schen“ Kern der Union... 

Die engen Beziehungen mit Deutschland und Frankreich verbauen
uns nicht den Weg zur Zusammenarbeit mit anderen Ländern. Ich
glaube nicht an ein polnisch-britisches Bündnis als Alternative zum
Weimarer Dreieck. Eher meine ich, dass die guten Beziehungen zu
Frankreich und Deutschland auch gute Perspektiven für unsere
Zusammenarbeit mit Großbritannien schaffen. Die Verständigung
dieser drei Länder in der europäischen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik kann eine gute Gelegenheit für Polen sein, sich dieser
Strömung der europäischen Integration anzuschließen. Die Teil-
nahme der Briten sollte die polnischen Befürchtungen beruhigen,
dass die europäische Verständigung gegen NATO und Amerika
gerichtet sein könnte. Ich betone aber: Großbritannien ist keine
Alternative, sondern eine zusätzliche, wichtige politische Option.
Und Spanien? Ich schätze dieses Land sehr, es fällt mir aber schwer,
an die Dauerhaftigkeit eines solchen Bündnisses zu glauben. 

Wie entwickeln sich die Aktien der deutsch-polnischen
Beziehungen in nächster Zukunft? Kommt endlich eine
Hausse oder wird sich die derzeitige Baisse noch verstärken? 

Ich hoffe, dass der
Tiefpunkt bereits
erreicht ist, kann diese
Hoffnung aber nicht
rational begründen.
Auf unserer Seite
beunruhigt mich, dass
es mittlerweile zum
guten Ton gehört, sei-
ne Abneigung gegen-
über Deutschland zu
zeigen. Die politische
Korrektheit hat sich
geändert. Wenn die
Sprache, in der wir
über Deutschland
sprechen, sachlicher
wird, dann gut. Aber
wenn das eine Spra-
che des Ressenti-
ments sein wird, ist
das sehr schlecht. Vor
allem für Polen. Ich

denke, dass die Verbesserung der Beziehungen eine Frage der Zeit
ist. Wir müssen aber daran denken, dass diese Zeit heutzutage ganz
besonders kostbar ist. Wir befinden uns in einem Moment, in dem
sich Europa gerade neu bildet. Wenn Polen es nicht schafft, gute
Beziehungen zu Deutschland zu knüpfen, werden seine Möglich-
keiten, auf diesen Prozess Einfluss zu nehmen, sehr begrenzt sein.
Und das ist keineswegs ein einseitiges Interesse. Deutschland hat
ein natürliches Interesse daran, dass Polen sich zusammen mit ihm
in der Hauptströmung der europäischen Integration befindet,
obwohl ich einräumen muss, dass dies nicht mehr für alle von so
offensichtlicher Priorität ist, wie das der Beitritt Polens zur Europä-
ischen Union war. 
Ich fürchte nicht, dass sich die gemeinsamen Interessen und damit
auch die Möglichkeiten der Zusammenarbeit erschöpft haben. Aus
manchen Äußerungen höre ich Bedauern darüber heraus, dass wir
das Beste an den deutsch-polnischen Beziehungen schon hinter uns
hätten. Diesen Pessimismus teile ich nicht. Außerdem ist eines fast
sicher, dass nämlich das Interessanteste noch vor uns liegt. 

Aus dem Polnischen von Ulrich Heiße

Mit Janusz Reiter sprach Piotr Buras.

„Niemcy przestali rozumieç Polaków, 
a Polacy nie ufajå ju† Niemcom”
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Mi∑dzynarodowych w Warszawie, by¬ym ambasadorem Polski w Niemczech 

Janusz Reiter
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Die Zukunft des sozialen Europas
Przysz¬o∂ç Europy socjalnej

Das Weimarer Dreieck 
in der neuen Union

Trøjkåt Weimarski 
w nowej Unii

GESPRÄCHE ROZMOWY

Peter Bender, Piotr Sztompka 
Hans Henning Hahn
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Deutsch-polnische
Meinungsumfrage
Sonda† 
polsko-niemiecki 

DICHTERPORTRÄTS PORTRETY POETØW
Artur Becker, Witold Gombrowicz, 
Wladimir Kaminer, Radek Knapp, 
Karol Wojty¬a
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Mangel an Engagement
Die Deutschlandpolitik der Dritten

Polnischen Republik auf dem
Prüfstand

Statt einer vernünftigen Idee für eine
positive polnische Deutschlandpolitik
erleben wir ein Festival der Emotionen,
bei dem die Mehrheit im Sejm zur Geisel
einer lautstarken populistischen Minder-
heit wird, die dafür plädiert, die Ära der
Nachsicht zu beenden und die Probleme
von nun an dadurch zu lösen, dass man
mit der Faust auf den Tisch haut.

Brak zaanga†owania
Polityka niemiecka 

Trzeciej Rzeczpospolitej 
na cenzurowanym 

Tymczasem zamiast rozważnego pomysłu
pozytywnej polityki niemieckiej mamy do
czynienia z festiwalem emocji, w którym
sejmowa większość staje się zakładnikiem
krzykliwej i populistycznej mniejszości,
optującej za końcem ery pobłażliwości i roz-
wiązywaniem problemów poprzez walenie
pięścią w stół.

Piotr Buras 
DIALOG 68 (2004)

Zeit für einen neuen
Realismus

Perspektiven der deutsch-polnischen
Beziehungen in der EU

Eine „strategische Partnerschaft“ scheint
also gegenwärtig nicht in Frage zu kom-
men. Deutschland und Polen müssen
zunächst Erfahrungen in der EU-25 sam-
meln, um die Realitäten, insbesondere die
Allianzbildungs- und Kompromissfin-
dungsprozesse in der größeren Union ein-
schätzen zu können. Überdies muss Polen
erst einen neuen Konsens in der Außen-
und Europapolitik finden, beziehungswei-
se lernen, mit einem Dissens konstruktiv
umzugehen. Vielleicht sollten beide Län-
der momentan den Widerstreit in den bila-
teralen Beziehungen zulassen. Möglicher-
weise hat eine Reaktivierung der bilatera-
len Beziehung erst dann eine Chance,
wenn sich gewisse Auseinandersetzungen
entladen haben. Bis dorthin ist ein neuer
Realismus nötig. Eine Form der „pragma-
tischen Kooperation“ zwischen Deutsch-
land und Polen scheint gegenwärtig ein
wirklichkeitsnäherer Ansatz zu sein als
eine auf die Spezifika und die „besondere
Rolle“ der beiden Länder fußende Formel. 

Czas na nowy realizm 
Perspektywy stosunkøw 
polsko-niemieckich w EU

Europejskiej

Wydaje się więc, że obecnie „partnerstwo
strategiczne” nie wchodzi w grę. Niemcy
i Polska muszą wpierw zebrać doświadcze-
nia w UE 25, żeby umieć ocenić fakty,
szczególnie możliwości tworzenia sojuszy
i szukania kompromisów w większej Unii.
Ponadto Polska musi znaleźć nowy konsen-
sus w polityce zagranicznej i europejskiej,
czy też nauczyć się konstruktywnego po-
dejścia do rozbieżności zdań. Może oba
kraje powinny dopuścić rozbieżności w sto-
sunkach dwustronnych. Być może reakty-
wacja stosunków bilateralnych dopiero
wtedy będzie miała szanse, gdy rozładują
się pewne spory. Do tego czasu konieczny
jest nowy realizm. Forma „pragmatycznej
współpracy” między Niemcami a Polską
wydaje się być obecnie bardziej realna niż
formuła bazująca na specyfice i „szczegól-
nej roli” obu krajów. 

Kai-Olaf Lang 
DIALOG 69-70 (2005)

„Die Deutschen verstehen
die Polen nicht mehr, und
die Polen vertrauen den
Deutschen nicht mehr“

Ich behaupte sogar, das ist die schwerste
Krise in den deutsch-polnischen Beziehun-
gen seit dem Konflikt in der Grenzfrage
1990. Natürlich beruht sie in hohem Maße
auf der Unfähigkeit, Verständnis füreinan-
der aufzubringen. Aber ich habe schon vor
längerer Zeit festgestellt, dass der tatsächli-
che Zustand der deutsch-polnischen Bezie-
hungen schlechter ist, als offiziell erklärt
wird. Erst in diesem Jahr sind jedoch die
Voraussetzungen dafür geschaffen worden,
sich davon wirklich zu überzeugen. Die
gegenwärtige Krise hat einen psychologi-
schen Hintergrund. Kurz und knapp kann
man das so erklären: die Deutschen verste-
hen die Polen nicht mehr, und die Polen
vertrauen den Deutschen nicht mehr. Auf
der deutschen Seite herrschte in den letz-
ten Jahren eine gewisse Selbstzufrieden-
heit. Das polnische Thema schien abgehakt
zu sein. Daran war auch etwas Wahres,
denn wir haben schließlich einen gemein-
samen Erfolg errungen: die Aufnahme
Polens in die NATO und EU ist ja beach-
tenswert. Doch es war schon seit längerem
zu beobachten, dass die Schwäche unserer
Beziehungen nach Erreichen dieses ge-
meinsamen Ziels offenbar werden würde.

„Niemcy przestali rozumieç
Polaków, a Polacy nie ufajå

ju† Niemcom”

Powiem więcej: to najpoważniejszy kryzys
w stosunkach polsko-niemieckich od czasu
spięcia w kwestii granicy w 1990 roku.
Oczywiście, w dużej mierze polega on
właśnie na niezdolności do wzajemnego
zrozumienia. Ale ja już dawno twierdziłem,
że rzeczywisty stan stosunków polsko-nie-
mieckich jest gorszy niż ten oficjalnie
deklarowany. Dopiero w tym roku powstały
natomiast warunki, by się o tym przeko-
nać. Dzisiejszy kryzys ma podłoże psy-
chologiczne. W największym skrócie
można objaśnić to tak: Niemcy przestali
rozumieć Polaków, a Polacy nie ufają już
Niemcom. Po stronie niemieckiej panował
w ostatnich latach stan samozadowolenia.
Sprawa polska wydawała się załatwiona.
Było w tym trochę prawdy, bo w końcu
odnieśliśmy wspólny sukces:  przyjęcie
Polski do NATO i UE to nie byle co. Jednak
już od dawna było widać, że gdyby usunąć
ten wspólny cel, okazałoby się, że nasze
stosunki są bardzo słabe.

Janusz Reiter 
DIALOG 65 (2004)

• Partner oder Konkurrenten in der EU?

• Partnerzy czy konkurenci w Unii?

POLITIK     POLITYKA

DIALOG 65 (2003/2004)
45

„...przy basenie Unii Europejskiej”

Quelle/Ωrød¬o: Die Zeit, BECK
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